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Reicht das Einkommen im Alter aus?
Die Armut unter alten Menschen wird deutlich zunehmen
S
eit Jahren wird von einem Krieg
der Generationen fabuliert, der
in den kommenden Jahrzehnten
ausbrechen werde. Von einer Kün-
digung des Generationenvertrags in
der Gesetzlichen Rentenversiche-
rung ist die Rede, nach dem bisher
die laufenden Renten aus den
gleichzeitig gezahlten Beiträgen oh-
ne Bildung eines Kapitalstocks fi-
nanziert werden (Umlageverfah-
ren). Die Menschen werden zuneh-
mend unsicherer, ob sie noch ein
Alterseinkommen erwarten kön-
nen, das einen Ruhestand ohne
große finanzielle Sorgen erlaubt
und das sie vor Armut im Alter be-
wahrt. Gleichzeitig spricht man
aber von der Generation der Erben,
die in den nächsten ein oder zwei
Jahrzehnten Erbschaften in bisher
nie gekannter Höhe erhalten wer-
den. Diese Gemengelage bedarf der
genaueren Durchleuchtung, um
echte von vermeintlichen Proble-
men unterscheiden zu können.
Zur Lage der älteren 
Bevölkerung
Die Bevölkerung über 64 Jahre in
Westdeutschland hatte bereits in
den 1960er Jahren einen durch-
schnittlichen Lebensstandard er-
reicht, der nur wenig unter dem
der westdeutschen Gesamtbevölke-
rung lag. Nach der Wiedervereini-
gung ist das westdeutsche System
der Alterssicherung auch auf Ost-
deutschland übertragen worden.
Dort sind die Einkommen der Rent-
ner von 1993 bis 1998 ebenfalls na-
he an den ostdeutschen Durch-
schnitt der Gesamtbevölkerung he-
rangerückt. Legt man den
Durchschnitt Gesamtdeutschlands
zugrunde, so liegen die durch-
schnittlichen Nettoeinkommen der
Menschen über 64 Jahren sogar
leicht über diesem Durchschnitt./1/
Dies beruht darauf, dass nunmehr
die Bezugsgröße, das gesamtdeut-
sche Durchschnittseinkommen, in-
folge des Hinzukommens Ost-
deutschlands niedriger liegt als der
westdeutsche Durchschnitt. Die
weitgehend parallel laufende Ent-
wicklung von Einkommen bei
Rentnern und Gesamtbevölkerung
ist in erster Linie der im Jahr 1957
eingeführten Dynamisierung der
Renten zu verdanken, wonach die
Renten laufend an die Einkom-
menssteigerungen der erwerbstäti-
gen Bevölkerung angepasst wer-
den.
Altersarmut wird erst deutlich,
wenn man sich zusätzlich die Ver-
teilung der Nettoeinkommen der
Rentner ansieht. Hier gibt es eine
starke Streuung. Diese resultiert aus
drei Quellen:




66 Forschung Frankfurt 2/2007





















Die durchschnittliche Wohlstandsposition der alten Bevölkerung ergibt sich als
das Verhältnis der durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommen der Personen
über 64 Jahre zum Durchschnitt der gesamten Bevölkerung im jeweiligen Landes-
teil. Das Nettoäquivalenzeinkommen jedes Haushaltsmitglieds ergibt sich aus dem
Nettoeinkommen des jeweiligen Haushalts, dividiert durch die Summe der Perso-
nengewichte (1,0 für den Haushaltsvorstand, 0,7, für Personen über 14 und 0,5 für
jüngere Kinder). Hierdurch wird berücksichtigt, dass beim gemeinsamen Wirtschaf-
ten im Haushalt Einsparungen entstehen. [Quelle: Becker/Hauser (2003), Tab. 7.2a
und 7.2b sowie Berechnungen von I. Becker].
■ 1von Nicht-Armut abzugrenzen, be-
steht darin, die Leistungshöhe der
als unterstes Auffangnetz zur Ge-
währleistung eines sozio-kulturel-
len Existenzminimums konzipier-
ten Sozialhilfe heranzuziehen. De-
ren durchschnittliche Höhe betrug
in Westdeutschland am 1.Januar
2005 für einen allein Lebenden 668
Euro pro Monat und für ein Ehe-
paar ohne Kinder 1040 Euro./3/
Einerseits ließe sich argumentie-
ren, dass alte Menschen, die sozial-
hilfebedürftig werden, »arm« sind,
weil sie ein sozio-kulturelles Exis-
tenzminimum nicht aus den ihnen
zufließenden Renten und weiteren
Alterseinkommen bestreiten kön-
nen. Denn es ist eines der aner-
kannten Ziele der Gesetzlichen
Rentenversicherung, Armut im Al-
ter zu verhindern. Außerdem gibt
es eine große Gruppe von alten
Menschen, die zwar einen Sozial-
hilfeanspruch besitzen, ihn aber aus
verschiedenen Gründen (um bei-
spielsweise die Kinder nicht mit
Rückzahlungsforderungen des Sozi-
alamtes zu belasten) nicht geltend
machen./4/ Nach unserer Schätzung
waren dieses bis zur Einführung der
»Bedarfsorientierten Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung« im Jahr 2003 etwa 50 Pro-
zent der anspruchsberechtigten al-
ten Menschen; allerdings werden
nunmehr vermutlich mehr Alte ih-
ren Anspruch geltend machen, da
nach der Gesetzesänderung nur
Kinder mit extrem hohen Einkom-
men zu Rückzahlungen herangezo-
gen werden können. 
Andererseits kann man aber auch
sagen, dass die aus Steuermitteln
Forschung aktuell
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Anteile der alten Bevölkerung










































■ 2 – aus großen Unterschieden in der
Höhe von Betriebsrenten und an-
deren Alterseinkünften, wie
Mieteinnahmen, Vermögensein-
künfte oder mietfreiem Wohnen
im eigenen Haus oder in einer Ei-
gentumswohnung
– aus der Haushaltsform, das heißt,
ob Rentner allein oder mit einem
Partner leben.
Zusätzliche Einkommen sind in Ost-
deutschland weniger verbreitet und
niedriger als in Westdeutschland.
Ohne Berücksichtigung der Miet-
ersparnis beim Wohnen in Wohnei-
gentum machten die gesetzlichen
Renten in Westdeutschland unge-
fähr 60 Prozent des Alterseinkom-
mens aus, in Ostdeutschland aber
80 Prozent bis 90 Prozent./2/ Für das
untere Viertel der Rentner sind sie
das einzige Alterseinkommen, dies
unterstreicht die Bedeutung der
Gesetzlichen Rentenversicherung
für die Rentnerinnen und Rentner. 
Es erscheint überraschend, dass
die Verteilung der Rentner auf Ein-
kommensklassen ähnlich aussieht
wie die Verteilung der Gesamtbe-
völkerung; dies beruht auch darauf,
dass die unterschiedlichen Haus-
haltsgrößen berücksichtigt und die
Kinder mitgezählt werden. In der
untersten Einkommensklasse mit
weniger als der Hälfte des Durch-
schnittseinkommens findet sich so-
gar ein höherer Anteil der Gesamt-
bevölkerung als der Alten. Nicht
nur die durchschnittliche Wohl-
standsposition der alten Bevölke-
rung liegt also nahe dem Gesamt-
durchschnitt, sondern auch die Ver-
teilung auf die einzelnen
Einkommensklassen.
Wann gelten alte 
Menschen als arm?
Wann kann man nun von Altersar-
mut sprechen? Dies ist eine um-
strittene und allein mit wissen-
schaftlichen Methoden ohne Wert-
urteile nicht zu klärende Frage. In
der Literatur werden viele Dimen-
sionen der Armut unterschieden.
Hier beschränken wir uns auf die
Dimension »Einkommen«; denn in
einer marktwirtschaftlich organi-
sierten Volkswirtschaft mit ausge-
bautem System der sozialen Siche-
rung–wie in Deutschland–kann
man mit ausreichendem Einkom-
men Armut vermeiden, da die Ab-
sicherung gegen Krankheits- und
Pflegekosten ebenfalls gewährleistet
ist. Eine erste Möglichkeit, Armut
■ 2ohne eigene Vorleistung gewährte
Sozialhilfe, die nur nach Anrech-
nung aller anderen Einkommen
und eines großen Teils des Vermö-
gens gewährt wird, gerade als Si-
cherung eines sozio-kulturellen
Existenzminimums konzipiert wur-
de, so dass deren Empfänger nicht
mehr als »arm« angesehen werden
können. Allerdings kritisieren ins-
besondere Wohlfahrtsverbände die
Sozialhilfeleistungen und die Leis-
tungen der »Bedarfsorientierten
Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung« als zu niedrig.
Außerdem müsste eigentlich der
Sozialstaat eine breite Aufklärung,
insbesondere bei den alten Men-
schen, betreiben, die Sozialhilfe aus
Informationsmangel nicht in An-
spruch nehmen. Ein erster Schritt
hierzu wurde nach Einführung der
»Bedarfsorientierten Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung« getan; denn nunmehr
muss die Gesetzliche Rentenversi-
cherung alle Bezieher niedriger
Renten auf mögliche Ansprüche
aufmerksam machen.
Wenn man also die Quoten der
Sozialhilfeempfänger als Indikator
heranzieht , dann kann man ge-
genwärtig nur ein geringes Ausmaß
an Altersarmut konstatieren. Diese
niedrige Quote hat sich auch seit
1983 nur leicht erhöht. Demgegen-
über ist die Sozialhilfeempfänger-
quote der Kinder und Jugendlichen
weit stärker angestiegen. In Gesamt-
deutschland betrug die Sozialhilfe-
empfängerquote der Kinder und
Jugendlichen im Jahr 2003 bereits
7,2 Prozent, die der alten Menschen
aber bei den Frauen nur 2,7 und
bei den Männern 1,9 Prozent. /3/10/
Das Bild der Altersarmut sieht
allerdings wesentlich ungünstiger
aus, wenn man die von der Euro-
päischen Union für Vergleiche un-
ter den Mitgliedsländern definierte
Armutsrisikogrenze zugrunde legt.
Diese Einkommensgrenze lag im
Jahr 2003 für einen allein Leben-
den bei monatlich 938 Euro und
für ein Ehepaar bei 1407 Euro. In
Deutschland gab es danach im Jahr
2003 unter den Personen über 64
Jahre etwa 11,4 Prozent einkom-
mensarme Personen, wobei die
Quoten bei den Männern nur 8,2
Prozent, bei den Frauen aber 13,7
Prozent betrugen. Die Quoten bei
■ 3 den Kindern und Jugendlichen bis
15 Jahren lagen zwar mit zirka 15
Prozent auch hier höher, aber der
Unterschied war bei weitem nicht




In den vergangenen Jahren sind
vielfältige Einschnitte in die Leis-
tungen der Gesetzlichen Renten-
versicherung vorgenommen wor-
den, die für die Neurenten teilweise
sofort, teilweise erst im Verlauf von
zwei Jahrzehnten wirksam werden.
Auch die bereits laufenden Renten
sind insoweit betroffen, als die Dy-
namisierung reduziert wurde. Ne-
ben vielen kleineren strukturellen
Änderungen sind insbesondere der
Einbau eines so genannten Riester-
Faktors und eines Nachhaltigkeits-
faktors in die Rentenformel sowie
das Hinausschieben des regulären
Renteneintrittsalters von 65 Jahren
auf 67 Jahre für die künftige Ein-
kommenslage der Rentner von 
Bedeutung. Auch die nach dem
neuen Alterseinkünftegesetz vorge-
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■ 3Renten wird sich allmählich be-
merkbar machen. 
Die beherrschenden Gründe für
diese Reformen sind in den zu er-
wartenden demografischen Ver-
schiebungen zu sehen; sie resultie-
ren daraus, dass einerseits die Ge-
burtenrate weit unter dem Niveau
liegt, das für eine konstant bleiben-
de Bevölkerung notwendig wäre,
und dass sich andererseits die
durchschnittliche Lebenserwartung
und damit die durchschnittliche
Laufzeit der Renten verlängern.
Hätte man diese Einschnitte nicht
vorgenommen, so wäre der Bei-
tragssatz zur Gesetzlichen Renten-
versicherung, den Arbeitgeber und
Arbeitnehmer je zur Hälfte zu ent-
richten haben, von knapp 20 Pro-
zent auf bis zu 29 Prozent angestie-
gen. Eine derartige Belastung der
erwerbstätigen Generation wird als
nicht tragbar eingeschätzt. Nach
diesen Reformen erwartet man nur
noch einen Anstieg auf höchstens
22 Prozent. Der Sachverständigen-
rat zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung (2006)
stellt daher seinen Abschnitt über
die Gesetzliche Rentenversicherung
unter die Überschrift »Reformerfor-
dernisse weitgehend erfüllt.«/6/ Da-
bei blickt er allerdings nur auf die
finanzielle Stabilität der Rentenver-
sicherung und nicht darauf, wie
sich die Reformen langfristig auf die
Verteilung der Renten auswirken. 
Die Auswirkungen aller dieser
Reformen können nicht im Detail
verfolgt werden. Wir beschränken
uns auf die hierdurch hervorgerufe-
ne Senkung des Bruttorentenni-
veaus, die alle Renten betreffen
wird. Dabei wird unter »Bruttoren-
tenniveau« das Verhältnis zwischen
einer Bruttostandardrente (45 Ver-
sicherungsjahre und durchschnittli-
ches Entgelt) und dem Durchschnitt
der zur Beitragszahlung für die Ren-
tenversicherung herangezogenen
Entgelte (Löhne und Gehälter bis
zur Beitragsbemessungsgrenze) 
verstanden. Eine solche Bruttostan-
dardrente betrug im März 2007
1175,85 Euro. 
Bis zum Jahr 2019 wird ein Ab-
sinken des Bruttorentenniveaus um
mindestens ein Zehntel erwartet./6/
Die Reduzierung des Bruttorenten-
niveaus wird aber auch über 2020
hinaus weitergehen. Je nach Lohn-
entwicklung kann diese Absenkung
auch noch stärker ausfallen, insbe-
sondere dann, wenn eine gesetzlich
festgelegte und äußerst sinnvolle
»Schutzklausel« künftig doch wie-
der abgeschafft werden sollte. Die
Renteneinkommen werden daher
mit zunehmendem Alter der Rent-
ner immer stärker hinter den Ein-
kommen der erwerbstätigen Gene-
ration zurückbleiben./7/
Die Bruttostandardrente ist aber
keineswegs repräsentativ für die
■ 4
Gesamtheit der Renten. Nur ein
Bruchteil der Rentner erreicht 45
Versicherungsjahre. Bei den Rent-
nern liegt der Durchschnitt in Ost-
und Westdeutschland bei rund 40
Jahren. Bei den Rentnerinnen be-
steht eine große Diskrepanz zwi-
schen West- und Ostdeutschland.
Westdeutsche Rentnerinnen errei-
chen kaum 30 Versicherungsjahre,
Forschung aktuell
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Das Bruttorentenniveau ergibt sich als das Verhältnis einer Bruttostandardrente
zum Durchschnittsentgelt der Versicherten in der Rentenversicherung. In der Ren-
tenformel, mit der die Neurenten und die Anpassung der bereits laufenden Renten
berechnet werden, hängen Rentenhöhe und Anpassungssatz vom Zuwachs der
Lohneinkommen ab. Da es nicht möglich ist, diesen Lohnzuwachs bis zum Jahr
2019 verlässlich zu prognostizieren, wird mit alternativen Annahmen gearbeitet. Bei
geringem Lohnwachstum (untere Variante) bleiben auch die Renten nur geringfügig
zurück. Daher ergibt sich 2019 ein höheres Bruttorentenniveau als bei hohem
Lohnwachstum (mittlere und obere Variante). Bei geringem Lohnzuwachs werden
aber Renten und Löhne – absolut gesehen – niedriger sein als bei hohem Lohnzu-
wachs. [Quelle: Sachverständigenrat (2006), Schaubild 63 (auszugsweise)].
■ 4se. Dies deutet auf eine deutliche
Zunahme der Altersarmut hin. Die-
ser Effekt wird noch dadurch ver-
stärkt, dass die Zahl nicht pflicht-
versicherter Selbstständiger mit ge-
ringem Einkommen steigen wird.
Eine besonders betroffene Gruppe
werden auch ältere Langzeitarbeits-
lose mit langfristigem Bezug von
Arbeitslosengeld II sein./11/
Nur durch eine wesentlich ver-
stärkte freiwillige private Vorsorge
Forschung aktuell
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sich nicht wesentlich von ostdeut-
schen Männern. Diese Lage dürfte
sich künftig noch verschlechtern,
da Anrechnungszeiten für Ausbil-
dungs- und Arbeitslosigkeitsjahre
weggefallen sind oder reduziert
wurden. Außerdem ist künftig mit
häufiger unterbrochenen Erwerbs-
verläufen zu rechnen. Schließlich
gibt es immer mehr sehr niedrig
entlohnte Beschäftigungsverhältnis-
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Anzeige
könnten die Erwerbstätigen dieses
durch die Reformen der Gesetzli-
chen Rentenversicherung bedingte
Zurückfallen im Rentenalter aufhal-
ten. Gerade dies kann man aber von
den unteren Einkommensschichten
trotz der staatlichen Zuschüsse nicht
generell erwarten. Insgesamt gese-
hen werden diese Faktoren die Un-
gleichheit der Renten vergrößern. Es
wird daher zu einer steigenden Inan-
spruchnahme der »Bedarfsorientier-
ten Grundsicherung im Alter und
bei Erwerbsminderung« kommen. 
Könnten denn die zunehmen-
den Erbschaften das sinkende Ren-
tenniveau ersetzen? Dafür muss
man betrachten, wie sich Erbschaf-
ten, die meist vor Eintritt ins 
Rentenalter anfallen, auf die Ver-
mögensklassen verteilen: Das Net-
tovermögen ist noch viel ungleich-
mäßiger verteilt als das Nettoein-
kommen. Die untere Hälfte der
Haushalte besitzt nur etwa 4 Pro-
zent des gesamten Haushaltsvermö-
gens. Das oberste Zehntel der Haus-
halte besitzt demgegenüber etwa 47
Prozent des gesamten Haushaltsver-
mögens. Es ist daher offensichtlich,
dass Erbschaften für den überwie-
genden Teil der Bevölkerung kei-
nen Ausgleich für die Senkung des
Rentenniveaus darstellen können.
Vielmehr werden sie die Ungleich-
heit der Nettoeinkommen der alten
Generation weiter verstärken.  ◆
■ 5